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VORWORT

Liebe Leserinnen und Leser, den neuen KAB-Impuls, den Sie jetzt in Ihrer Hand hal-
ten, haben sich viele Frauen und Männer in der KAB gewünscht. Im neuen Maga-

zin-Format erscheint Impuls viermal im Jahr jeweils mit einem Schwerpunkt-Thema. 
Wir starten mit  einem Kernthema der KAB, der armutsfesten Alterssicherung. Seit Jahr-
zehnten erleben wir, wie radikal sich die Arbeitswelt verändert und immer mehr Men-
schen im Alter auf der Strecke bleiben: die Rente nicht zum Leben reicht. In der gegen-
wärtigen Diskussion der Parteien um Grundrente und Mindestrente wirbt die KAB 
gemeinsam mit weiteren katholischen Verbänden für die Sockelrente. Wie, das erfahren 
Sie in diesem Heft. Darüber hinaus beleuchten wir die unterschiedlichen Aktivitäten,  
die in den vielen Gremien und Vereinen der KAB Deutschlands durch geführt werden. 

Die Redaktion ruft deshalb die Frauen und Männer in der KAB auf, sich zu beteiligen 
und ihre Aktionen der Redaktion mitzuteilen. Und nicht zuletzt sind wir dankbar,  
wenn Sie uns Anregungen und Vorschläge zum Mitgliedermagazin mitteilen.

Ihre Redaktion 

   matthias.rabbe@ketteler-verlag.de
   www.kab.de/service/kab-impuls

Matthias Rabbe
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Ein langes Arbeitsleben schützt nicht vor Altersarmut. 
Diese Erfahrung musste Amina Kaya (Name geändert) 

machen. Die heute 63-Jährige kam mit 16 Jahren aus Istan-
bul nach Rüsselsheim, wo sie zunächst die Berufsschule ab-
solvierte. Danach fand sie Arbeitsstellen als Produktions-
helferin in einem Kleinbetrieb, als Lagerarbeiterin in einem 
Versandunternehmen und als Servicekraft in der Kantine 
eines Autoherstellers.

Zwischenzeitlich hatte Amina Kaya einen Kollegen aus 
dem Autowerk geheiratet und zwei Töchter mit ihm be-
kommen. Nach Schließung der Werkskantine, sie war jetzt 
über 40, wurde sie arbeitslos. Es war fast aussichtslos,  
ohne weitere Qualifikationen, angesichts der Lage auf dem 
 Arbeitsmarkt in den 90er-Jahren, eine neue Anstellung zu 
finden. Da das Einkommen des Ehemanns für den Unter-
halt der Familie ausreichte, ließ sich die mehrjährige Ar-
beitslosigkeit finanziell verkraften. Mit Minijobs trug Frau 
Kaya weiterhin zur Existenz der Familie bei.

Als die Ehe zerbrach, bemühte sich Amina Kaya um ei-
nen beruflichen Wiedereinstieg. Aber die mittlerweile 
55-Jährige konnte trotz mehrerer Maßnahmen mit den 
Jüngeren nicht mithalten, zumal sich erste gesundheit liche 
Probleme einstellten. So blieb neben den Minijobs nur der 
jahrelange Bezug von Arbeitslosengeld II, bis der vorgezo-
gene Renteneintritt möglich wurde. Immerhin hatten sich 
durch eigene Erwerbstätigkeit sowie die Erziehung der 
zwei Kinder 35 Jahre rentenrechtlicher Zeiten auf ihrem 
Versicherungskonto angesammelt.

Großes Erschrecken: der Rentenbescheid

Doch als Amina Kaya den Rentenbescheid sah, war die Ent-
täuschung groß. Ihre Nettorente beträgt gerade einmal 450 
Euro. Zu wenig zum Leben. Bei der Scheidung war aus 
Gründen, die sich nicht mehr nachvollziehen ließen, kein 
Versorgungsausgleich vorgenommen worden. So schlugen 

Zum Leben zu wenig  
Wenn Arbeit nicht fürs Alter reicht

Arbeit ist kein Garant gegen  
Armut. Schlecht bezahlte Jobs im 
Dienstleistungsbereich sorgen 
später für Altersarmut. 
Foto: Fotolia.com
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Cappuccino
für alle!

Die drei Stufen des Rentenmodells
von Lucia Schneiders-Adams

Mit dem Rentenmodell der katholischen Verbände, auch 
Cappuccino-Modell genannt, wollen wir  folgende Ziele 
erreichen:

 l das umlagefinanzierte, solidarische und leistungs-
bezogene System der gesetzlichen Rentenversicherung 
stärken,

 l Altersarmut verhindern und die Existenzsicherung  
für alle durch den Aufbau einer Sockelrente erreichen,

 l eine eigenständige Alterssicherung für Frauen und 
Männer verwirklichen,

 l Erziehungs- und Pflegeleistungen besser aner kennen,
 l alle Erwerbstätigen in die gesetz liche Renten-
versicherung einbeziehen,

 l eine ergänzende betriebliche Altersvorsorge als   
Regelfall für alle Erwerbs tätigen ausbauen.

 Sockelrente

Die Sockelrente ist eine solidarische Bürgerversi-
cherung für alle Einwohner/-innen, die in Deutsch-
land  leben und steuerpflichtig sind und garan-
tiert eine Mindest sicherung unab hängig von der 
Er werbs bio grafie.

Die Höhe der Sockelrente 
beträgt für alle im Renten-
alter und bei Erwerbs-
minderung mindestens 467 
Euro monatlich brutto ohne 
Kosten für das  Wohnen. 

Sie wird finanziert aus Bei-
trägen auf die Summe aller positiven Einkünfte 
und Steuermittel oder  allein aus Steuer mitteln.

Erwerbstätigenversicherung 

In der Pflichtversicherung 
für alle Erwerbstätigen 
werden die wesent lichen 
 Elemente und Prinzipien 

der gesetzlichen Renten-
versicherung beibehalten.

bei der Rente lediglich ihre eigenen Beitragszeiten zu 
Buche. Das würde nach den gesetzlichen Vorgaben 
zwar zum Lebensunterhalt ausreichen, ihre Miete könn-
te sie allerdings nicht bezahlen. Also bleibt nur der An-
trag auf ergänzende Grundsicherung im Alter beim zu-
ständigen Sozialamt. Trotz Rechtsanspruch ist das für 
sie nach einem Leben in Arbeit und Sorge um die Fami-
lie ein Betteln um „staatliche Almosen“.

Amina Kaya ist kein Einzelschicksal

Als Versichertenberater endet meine Zuständigkeit hier. 
Doch Amina Kaya ist kein Einzelschicksal. Geholfen hät-
ten ihr eine berufliche Ausbildung, gut bezahlte und 
versicherungspflichtige Arbeit, berufliche Weiterqualifi-
zierung, umfängliche Anerkennung der Erziehungs-
leistung, gute Beratung bei der Scheidung hinsichtlich 
der Folgen für die Rente, eigenständige Alterssicherung 
für Frauen, Gesundheitsvorsorge und eine Sockelrente, 
wie es das KAB-Cappuccino-Modell vorsieht. Und hier 
beginnt für mich als KAB-Mitglied und KAB-Diözesan-
vorsitzender im Bistum Mainz der politische Einsatz für 
eine gerechte und armutssichere  Altersvorsorge.

Hans-Peter Greiner

Hans-Peter Greiner,  
Diözesanvorsitzender KAB Mainz
Versichertenberater  
deutsche Rentenversicherung Bund

Das Rentenbündnis

Die katholischen Verbände, die Katholische Arbeit-
nehmer-Bewegung Deutschlands (KAB), die Katho- 
lische Frauengemeinschaft Deutschlands (kfd), der 
Familienbund der Katholiken (FDK), das Kolpingwerk 
Deutschland und die Katholische Landvolkbewe-
gung Deutschland (KLB) haben ein eigenes Modell zur 
Reform der gesetz lichen Rentenversicherung entwi-
ckelt.

Seit vielen Jahrzehnten setzt sich das Bündnis für 
eine politische Umsetzung der Sockelrente ein und 
wirbt bundesweit in vielen Veranstaltungen für das 
Konzept gegen Altersarmut.
 

   www.buendnis-sockelrente.de
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Bei durchschnittlichem Verdienst beträgt die 
Rentenhöhe (Erwerbs tätigen ver sicherung plus 
 Sockelrente) nach 40 Beitragsjahren 1.289 Euro 
monatlich brutto.

Die Pflichtversicherung für alle Erwerbstä- 
tigen wird paritätisch aus Beiträgen von Ar- 
beit nehmer/-innen und Arbeitgeber/-innen finan- 
ziert.

 Betriebliche und private Vorsorge

Die betriebliche Altersvorsorge muss ausgebaut 
und zum Regelfall für alle Erwerbs tätigen 
 werden. Die private, ka-
pitalgedeckte Alters- 
vor sorge bleibt eine 
freiwillige Zusatzversor- 
gung und sollte voll-
ständig in Eigen verant-
wor tung liegen.

Altersarmut: 
Das Risiko steigt
Wer dauerhaft weniger als 60 Prozent  
des mittleren Einkommens zur Verfü- 
gung hat, gilt als arm. Laut einer Studie  
könnten so viele der dann 67-Jährigen 
davon betroffen sein (in Prozent): 

KAB-Würzburg zeigt Politik Rentenprobleme auf
Die KAB der Diözese Würzburg lädt immer wieder 

Bundes- und Landtagsabgeordnete zum Aus-
tausch über sozialpolitische Themen ein, bei denen das 
KAB-Rentenmodell ein Schwerpunktthema bildet. Vor 
der Bundestagswahl und der Landtagswahl (Bayern) 
fanden dazu sehr gut besuchte Podiumsdiskussionen 
mit den potenziellen Kandidatinnen und Kandidaten 
statt. Im Jahr 2018 gab es Termine mit den Bundes-
tagsabgeordneten Paul Lehrieder, Alexander Hofmann 
(beide CSU) und Bernd Rützel (SPD).

Den Mandatsträgern sind die Probleme bei der Ren-
te bekannt, allerdings basieren deren Lösungsansätze 
fast ausschließlich auf einer Optimierung der aktuellen 
Rentenversicherung.  Daher wird der viel weitergehen-
de Ansatz der Sockelrente unter den Abgeordneten 
intensiv diskutiert. Besonders nachdenklich werden die 
Politiker, wenn die KAB anhand von realen oder in die 
Zukunft berechneten Beispielen aufzeigt, dass Rentner 
besonders aus dem Niedriglohnsektor (bis 12 ,50 Euro/
Stunde) selbst nach 40 Jahren Vollzeitarbeit nur eine 

Rente unter der Grundsicherung von 
ca. 800 Euro/Monat erreichen. Es 
zeigt sich dann, dass das KAB-Mo-
dell dieses Dilemma auflösen könnte 
und auch einen sehr guten Ansatz 
für zukünftige Herausforderungen 
wie Digitalisierung, unterbrochene 
Erwerbsbiografien und niedrige Löh- 
ne bietet. Wir haben das Ziel, mög-
lichst vielen Politikern unser Modell 
nahezubringen, um es in ihre Arbeit 
mit einzubeziehen. Deshalb werden 
wir auch 2019 in der Politik für das 
KAB-Rentenmodell werben.

Robert Reisert, KAB WürzburgRentenexperten und Vorstandsmitglieder der KAB Würzburg diskutierten mit dem 
CSU-Politiker Paul Lehrieder (3. v. r.) über die Sockelrente.
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Gleich bei zwei wichtigen Kommissio-
nen ist das Rentenmodell der katholi-
schen Verbände auf Interesse gesto-
ßen. In der Kommission VI  für ge- 
sellschaftliche und soziale Fragen der 
Deutschen Bischofskonferenz gab es 
einen intensiven Austausch über die 
Zukunft der Rente in Deutschland. Der 
Vorsitzende der Kommission, der Esse-
ner Bischof Dr. Franz-Josef Overbeck, 
hatte dafür Vertreterinnen und Ver-
treter des Rentenbündnisses zum 
Austausch eingeladen. 
Das sogenannte Cap-
puccino-Modell 
wurde da-
bei inten-
siv von den 
a n w e s e n -
den Bischö-
fen und ihren Berate-
rinnen und Beratern 
diskutiert. Herrschte bisher 
von Seiten der Bischöfe eher 
eine große Skepsis, die Rentenver-
sicherung so radikal weiterzuentwi-
ckeln. Im Gespräch wurden die Vor-
stellungen der Verbände als wichtiger 
Impuls für die gesellschaftliche De- 
batte um eine verlässliche Alterssiche-

rung angesehen. „Wir müssen in der 
Rentenfrage weiter im Gespräch blei-
ben“, machte Bischof Overbeck deut-
lich.

Kommission lässt sich  
Sockelrente erklären

Interesse an dem Modell der Sockel-
rente zeigten auch Mitglieder der 
Rentenkommission „Gerechter Gene-
rationenvertrag“ im Rahmen einer 

Veranstaltung in Berlin. 
Vertreterinnen und 
Vertreter vom Bünd-
nis Sockelrente stell-
ten auf Einladung  
der Vorsitzenden der 
Rentenkommi s s ion 

das Modell der katho-
lischen Verbände vor. 

Mit großem Interesse 
und gezielten Rückfragen 

wurde das Cappuccino-Mo-
dell beleuchtet. Finanzierung, rechtli-
che Durchsetzbarkeit, zeitliche Reali-
sierung, Demografiefestigkeit und 
Möglichkeiten der grundsätzlichen 
Armutsvermeidung wurden intensiv 
diskutiert. KAB-Bundesvorsitzender 

Andreas Luttmer-Bensmann, der mit 
Vertretern von Kolping, Familienbund, 
Katholischer Frauengemeinschaft und 
der Katholischen Landvolkbewegung, 
das Sockelrenten-Modell den Kommis-
sionsvertretern vorstellte, drückte sei-
ne Hoffnung aus, dass die solidarischen 
Elemente des Cappuccino-Modells bei 
den Kommissionsvertretern Beach-
tung finden.

Das Treffen, das im Rahmen einer 
Kommissionssitzung in Berlin statt-
fand, werteten alle Beteiligten als 
wichtigen und intensiven Austausch. 
„Unterm Strich waren die Gespräche 
sehr gut und zeigten, dass ein großes 
Interesse an unserem Rentenmodell 
der katholischen Verbände besteht“, 
sagte Dr. Heide Mertens von der kfd. 
Beide Seiten verabredeten sich, auch 
weiter bei anderen Gelegenheiten im 
Austausch zu bleiben. 

Die Rentenkommission erarbeitet 
Vorschläge für die mittel- und lang-
fristige Sicherung der Altersvor-
sorgesysteme. Den Vorsitz haben die 
SPD-Politikerin Gabriele Lösekrug- 
Möller und der CDU-Politiker Karl 
Schiewerling. 

DGB-Vize Annelie Buntenbach,  
Andreas Luttmer-Bensmann (KAB), 

Stephan Stracke (CSU),  
Nicole Podlinski (KLB),  

Ulrich Vollmer (Kolping),  
Gabriele Lösekrug-Möller  

(Vorsitzende Renten kommission SPD),  
Lucia Schneiders-Adams (KAB),  

Dr. Heide Mertens (kfd),  
Hermann Gröhe (CDU),  

Oskar Obarowski (Kolping),  
Ulrich Hoffmann (Familienbund),  

Matthias Dantlgraber (Familienbund),  
Karl Schiewerling (Vorsitzender  

Rentenkommission CDU). 
Foto: Ingo Schäfer, DGB

Cappuccino-Modell 
stößt auf großes Interesse



KAB-Impuls: Welchen Herausforderun-
gen sieht sich die gesetzliche Rentenver-
sicherung derzeit und in Zukunft aus-
gesetzt und welche Aufgabe hat die 
Rentenkommission?

DR. ROLF SCHMACHTENBERG: Eine aus-
kömmliche Absicherung im Alter ist ein Kern-
versprechen unseres Sozialstaats. Dieses Kern-
versprechen haben wir in der  gesetzlichen 
Rentenversicherung zum 1. Januar 2019 mit 
dem Rentenpakt für alle Generationen erneu-
ert.

Aber auch langfristig gilt: Eine sichere Rente 
muss dieser Gesellschaft etwas wert sein! Deshalb dürfen 
wir uns auf dem Rentenpakt nicht ausruhen. Die Lasten des 
demografischen Wandels müssen auf alle Schultern verteilt 
und dürfen nicht nur den zukünftigen Beitragszahlerinnen 
und Beitragszahlern aufgebürdet werden. In dieser Legis-
laturperiode wollen wir mit der Einführung der Grundrente 
langjährig Versicherte mit niedrigem Einkommen besser-
stellen. Außerdem wollen wir den Selbstständigen Chancen 
auf eine auskömmliche Alterssicherung eröffnen. 

Die Rentenkommission wird sich also mit den Siche-
rungslinien für Beitragssatz und Rentenniveau befassen, 
aber auch mit dieser Frage.

Impuls: Auch mit der Digitalisierung verspricht die 
 Politik weiterhin Arbeit für alle. Aber für immer  
mehr Menschen reicht die Arbeit nicht zum Leben, 
geschweige denn für eine existenzsichernde Alters-
vorsorge. Wie können Beschäftigte der Plattform- 
Ökonomie in die gesetzliche Rentenversicherung 
eingebunden werden?

SCHMACHTENBERG: Die Arbeitswelt verändert sich: 
Outsourcing, Digitalisierung, Vermittlung von Arbeit durch 
Internetplattformen. Im Zuge dieser Prozesse hat selbst-
ständige Erwerbstätigkeit an Bedeutung gewonnen. Spä-
testens bei Erreichen des Rentenalters können solche Be-
schäftigungsverhältnisse zu großen Lücken bei der 

Absicherung führen. Daher ist es nötig, die so-
ziale Schutzbedürftigkeit selbstständig Tätiger 
anders zu bewerten als bisher. Im Koalitions-
vertrag wurde aus diesem Grund die Einfüh-
rung einer Altersvorsorgepflicht für Selbst-
ständige vereinbart.

Impuls: Die Wirtschaft fordert zunehmend 
mehr  Flexibilität. Das Ergebnis sind unter-
brochene Erwerbsbiografien. Kann eine 
weitere Säule in der Renten versicherung, 
wie sie die KAB mit der Sockelrente vor- 
schlägt, die Altersarmut in Zukunft besei-

tigen helfen? 

SCHMACHTENBERG: Das Rentenmodell der KAB ist ins-
besondere darauf angelegt, Personen mit geringem 
 Einkommen sowie lückenhaften Er-
werbsbiografien zu begünstigen. Es 
leistet für die laufenden und künfti-
gen Reformdiskussionen in der Al-
terssicherung einen wichtigen Bei-
trag. Es gibt allerdings nicht auf alle 
Fragen zufriedenstellende Antwor-
ten. In einem Gespräch der Renten-
kommission und der KAB im Januar 
wurde dies deutlich: Wie könnte eine 
solche Systemumstellung praktisch 
bewerkstelligt und wie finanziert 
werden? In dem Zusammenhang 
möchte ich auf den Auftrag aus dem 
Koalitionsvertrag zum Entwurf der 
Grundrente hinweisen. Hierzu wird 
das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales in Kürze einen Vorschlag 
unterbreiten (siehe nebenstehen-
den Beitrag, d. Redaktion). 

Impuls: Muss vor dem Hinter-
grund instabiler Finanzmärkte 
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„KAB-Sockelrente ist  
wichtiger Diskussionsbeitrag“
Staatssekretär Dr. Rolf Schmachtenberg zur Zukunft der Rente

Staatssekretär  
Dr. Rolf Schmachtenberg 

Arbeitsminister Hubertus Heil hat eine Rentenkommission eingesetzt,  
um die  Alterssicherung stabil und armutsfest zu gestalten.  
Dr. Rolf Schmachtenberg, Staatssekretär im   Arbeitsministerium,  
stand Impuls Rede und Antwort.

Altersarmut nimmt 
zu und wird sichtbar. 
Foto: Rabbe



Mit Grundrente 
gegen  
Altersarmut?
„Wer als Friseurin oder 
Lagerarbeiter auf Min-
destlohnbasis 40 Jahre 
lang geschuftet hat, der 
kommt auf eine Rente 
von 514 Euro. Wohlge-
merkt für ein ganzes Le-
ben voller Arbeit. Das 
finde ich respektlos und 
unwürdig. Ich will dafür 
sorgen, dass das deutlich 
mehr wird.“ So stellte 
Bundesarbeitsminister 
Hubertus Heil nicht nur 
sein neues Konzept einer 
Grundrente für Geringverdiener vor, sondern eröff-
nete auch einen Koalitionskrach. Nach seinen Vorstel-
lungen soll für vier Millionen ehemalige Geringver-
diener die Rente um bis 447 Euro monatlich 
auf gestockt werden. Die jährlichen Kosten in Höhe 
eines mittleren einstelligen Milliardenbetrags will er 
über Steuermittel finanzieren. 

Union und SPD hatten in ihrem Koalitionsvertrag 
vereinbart, dass die neue Grundrente ein Alters-
einkommen zehn Prozent oberhalb des Grundsiche-
rungsbedarfs garantieren soll. Bekommen sollen sie 
all jene, die 35 Jahre mit Beitragszahlung, Kinder-
erziehung oder Pflegetätigkeit aufweisen. „Wir  
wollen ein differenziertes System, das am tatsäch-
lichen Bedarf ansetzt und dann die Rente aufstockt. 
Das soll auch über die Rentenversicherung erfolgen. 
Das ist fi nanzierbar“, kontert Peter Weiß, arbeits-
markt- und sozialpolitischer Sprecher der CDU/
CSU-Fraktion.

Unterstützung bekommt Heil von Gewerkschaften 
und der KAB, die darin einen richtigen Schritt  gegen 
Altersarmut sehen. Anders als bei der Sockelrente der 
KAB erhalten Rentner, die weniger als 35 Jahre Ver-
sicherungszeiten haben, mit Heils Plänen keine auf-
stockende Grundrente. „Der Ansatz von Heils  Plänen 
einer Grundrente ohne Bedürftigkeits prüfung ist  
ein richtiger Schritt, doch für viele Bedürftige  
kein wirksamer Schutz gegen Altersarmut“, er- 
klärt KAB-Bundesvorsitzender Andreas Luttmer- 
Bensmann.

Bundesarbeitsminister  
Hubertus Heil. Foto: Rabbe

auch über eine Neuregelung der betrieblichen Alters- 
sicherung nachgedacht werden?

SCHMACHTENBERG: Derzeit stehen alle kapitalgedeckten 
Alterssicherungssysteme, besonders angesichts der anhal-
tenden Niedrigzinsphase, vor erheblichen Herausforde-
rungen. Gerade, weil die systembedingten Vor- und Nach-
teile von umlagefinanzierter und kapitalgedeckter 
Vorsorge im Zeitverlauf jeweils unterschiedlich stark aus-
geprägt sein können, ist eine Ergänzung und Risikomi-
schung durch den Aufbau einer zusätzlichen kapitalge-
deckten Altersversorgung weiterhin notwendig.

Impuls: Was macht die Regierung, um niedrigen Ein-
kommen eine Riester-Rente zu ermöglichen?

SCHMACHTENBERG: Die Riester-Förderung ist derzeit 
schon so konzipiert, dass gerade Geringverdiener davon 
profitieren. Mit gerade einmal fünf Euro Eigenanteil im 
Monat sind mit der staatlichen Förderung ordentliche Zu-
satzrenten möglich. Die Daten der Zentralen Zulagenstelle 
für Altersvermögen bestätigen uns, dass die Mehrzahl der 
Zulagenempfänger über ein unterdurchschnittliches Ein-
kommen verfügt. Daher haben wir die Riester-Grund- 
zulage 2018 nochmals auf 175 Euro im Jahr erhöht. Wir 
werden in dieser Legislatur daran arbeiten, Riester- 
Produkte für alle Verbraucher attraktiver zu gestalten. 
Dazu prüfen wir die Einführung eines Standard- Riester-
Produkts, das sich insbesondere durch niedrige Kosten 
hervorheben soll. 
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Österreicher im Alter besser versorgt
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Das österreichische Rentensystem 
hat viele Ähnlichkeiten mit dem 

deutschen System. Die beiden Länder 
sind im Zeitverlauf jedoch mit unter-
schiedlichen Zielsetzungen und Ergeb-
nissen reformiert worden. Aktuelle 
Vergleiche zeigen, dass die Leistungen 
des österreichischen Systems deutlich 
generöser sind als die des deutschen. 
Die spezifischen Merkmale des öster-
reichischen Systems lassen sich durch 
eine Gegenüberstellung mit dem 
deutschen klar herausstellen:

 l In beiden Ländern ist die Renten-
versicherung (bzw. Pensionsversi-
cherung) eine öffentlich-rechtliche 
Einrichtung. Während in Österreich 
aber die öffentliche Rentenver-
sicherung trotz vieler Reformen in 
ihrer zentralen Rolle im Alterssi-
cherungssystem bestätigt worden 
ist, ist die gesetzliche Rentenversi-
cherung in Deutschland in Teilen 
durch private Vorsorge ersetzt 
worden.

 l Die Finanzierung erfolgt hier wie 
dort durch Beiträge auf das Ein-
kommen der Versicherten, die von 
Beschäftigten bzw. Erwerbstätigen 
und Arbeitgebern getragen werden. 
Diese Einnahmen werden durch 
Bundesmittel ergänzt. In Österreich 
beträgt der Beitragssatz seit 1988 
22,8 Prozent, wovon die Arbeitge-
ber mit 12,5 Prozent mehr als die 
Hälfte tragen. Der Zuschuss aus dem 
Bundeshaushalt ist in Österreich als 
Ausfallhaftung konzipiert.

 l Die Leistungen der Rentenversiche-
rung spiegeln die vorherigen Bei-
träge wider. Dieser Fokus, vor allem 
auf Erwerbsarbeit, hat Folgen auch 
aus einer Geschlechterperspektive. 
In beiden Ländern wird die Bei-
tragsäquivalenz durch Maßnahmen 
des sozialen Ausgleichs ergänzt 
(etwa Familienzeiten). Die Leistun-
gen der österreichischen Renten-
versicherung lassen sich mit der 
Formel 80/45/65 beschreiben: 80 

Prozent Bruttoersatzrate (bezogen 
auf das durchschnittliche Lebens- 
einkommen) bei 45 Versicherungs-
jahren und Renteneintritt mit 65. 
Ein systematischer Vergleich der 
Leistungsniveaus der Rentensys-
teme durch die OECD zeigt, dass 
das österreichische Rentensystem 
deutlich großzügiger ist.

 l Das Regelrenteneintrittsalter in 
 Österreich liegt bei 65 Jahren. 
(Deutschland: Anhebung auf 67 
Jahre). Das Regelrentenalter für 
Frauen wird schrittweise auf 65 
 angehoben. Ein früherer Renten-
eintritt ist mit Abschlägen möglich 
(diese liegen in Österreich höher 
als in Deutschland).

 l Ansprüche der Versicherten und 
Rentenleistungen werden im Zeit-
verlauf angepasst. In Österreich 
werden die Ansprüche der Versi-
cherten entsprechend den Löhnen 
angepasst, die laufenden Renten 
entsprechend der Inflation.

Bessere Renten für alle:  
Das Beispiel Österreich



1978 entfaltete ein Antrag der KAB 
im Bistum Regensburg langfristige 
Wirkung. Der Diözesanverband 
forderte die „Rente für Mütter“.  
Der Bundesverband entwickelt ei- 
ne bundesweite Aktion. Am Ende 
konnten gut eine Millionen  Un- 
terschriften an die damalige Bun-
desregierung übergeben werden. 
1984 wurde die Anerkennung der 
Erziehungszeiten endlich gesetzlich 
verankert. Das Bohren dicker Bretter 
hatte sich gelohnt. Unter dem Schlag-
wort „Babyjahr“ wurde im Jahr 1986 
das Hinterbliebenen- und Erziehungs-
zeitengesetz eingeführt. Müttern 
und Vätern ab dem Geburtsjahrgang 
1921 wurde für die Erziehung eines 
Kindes ein Versicherungsjahr aner-
kannt. Die Kindererziehungszeiten 
wurden erstmals bei Versicherungs-
fällen berücksichtigt, die nach dem 
30. Dezember 1985 eintraten.

Zum 1. Juli 2014 beschlossen Union 
und SPD die bestehende Ungleichver-
teilung abzumildern und die Lebens-
leistung von Erziehenden mit vor 
1992 geborenen Kindern zu würdi-
gen. Den Müttern oder Vätern wer-
den seitdem für ihre vor 1992 gebo-
renen Kinder pro Kind zwei Jahre 

Kindererziehungszeiten – statt bisher 
einem Jahr – angerechnet.

Mit dem 1. Januar dieses Jahres hat 
die Große Koalition erneut auf den 
Druck der Öffentlichkeit reagiert und 
die Mütterrente ausgeweitet. Kinder-
erziehungszeiten für Kinder, die vor 
1992 geboren wurden, werden seit 
dem 1. Januar stärker berücksichtigt. 
So erhalten die Frauen im Osten pro 
Kind monatlich 15,35 Euro brutto 
mehr, im Westen sind es 16,02 Euro. 
„Das Paket bietet mehr Gerechtigkeit 
für Millionen von Müttern. Ohne die 
Erziehungsleistung von Millionen 
Frauen wäre der Wohlstand von heu-
te nicht denkbar“, meint der Vorsit-
zende der Rentenkommission und 
CDU-Politiker Karl Schiewerling. Die 
KAB sieht in der Ausweitung einen 
wichtigen Schritt in die richtige Rich-

tung. Aber: „Wir hätten es natür- 
lich gern gesehen, wenn alle Mütter 

für jedes Kind drei Entgeltpunk- 
te  bekommen würden“, erklärt   
Lucia  Schneiders-Adams, KAB- 
Rentenexpertin. Denn die drohen-
de  Altersarmut kann mit diesem 
Schritt für diese Mütter nicht ab-
gewendet werden.
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 l Die Rentenversicherungen zahlen 
neben Altersrenten auch Leistun-
gen bei Erwerbsminderung bzw. In-
validität und Berufsunfähigkeit so-
wie für Hinterbliebene.

 l Die Pensionsversicherung in Öster-
reich ist seit der Nachkriegszeit zu 
einer Erwerbstätigenversicherung 
ausgebaut worden, die auch Beam-
te und Selbstständige einschließt.

 l Außerdem kennt das österreichi-
sche System eine Mindestleistung. 
Sehr niedrige Renten werden unter 
bestimmten Bedingungen bis zu ei-
nem „Ausgleichszulagen-Richtsatz“ 
oberhalb der bedarfsorientierten 
Mindestsicherung aufgestockt. 

Andere Rentenpolitik  
ist möglich

Im Vergleich der beiden Länder erweist 
sich die Sozialversicherung als ein flexi-
bles Instrument, das allerdings auf ver-
schiedene Weise ein gesetzt werden 
kann. Österreich zeigt, dass eine ande-
re Rentenpolitik möglich ist, ohne ein 
grundlegend anderes  System aufzu-
bauen. Ein Vergleich der ökonomischen 
Rahmendaten zeigt zudem, dass die 
österreichische Wirtschaft nicht unter 
den höheren Beitragssätzen gelitten 
hat.

Dr. Florian Blank, 
WSI der Hans-Böckler-Stiftung

  Quellen: Blank, Florian / Logeay, 
Camille / Türk, Erik/Wöss, Josef / Zwicker, 
Rudolf (2016): Alterssicherung in 
Deutschland und Öster reich: Vom 
Nachbarn lernen? WSI-Report Nr. 27, 
1/2016.  www.wsi.de  Veröffentli-
chungen  WSI-Report;  OECD (2017): 
Pensions at a Glance 2017. OECD and 
G20 indicators, Paris (OECD).

Dr. Florian Blank ist 
Leiter des Referats 
Sozialpolitik des Wirt-
schafts- und Sozial-
wissenschaftlichen 
Instituts (WSI).

Kampf für die Mütterrente

Anzeige
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Rentenplus mit „Plus-Rente“ 
CDA will neuen Rentenbaustein / AKK fordert Grundrente

Bedürftige Seniorinnen und Senioren mit kleiner 
Rente sollen nach dem Willen des CDU-Arbeit-

nehmerflügels künftig eine „Plus-Rente“ bekom-
men. Empfänger von Grundsicherung im Alter 
bekämen dann einen Aufschlag in Höhe von 25 Pro-
zent  ihrer Rentenansprüche von der gesetzlichen 
Rentenversicherung ausbezahlt, so der Antragstext  
der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft 
(CDA) an den CDU-Bundesparteitag.  Die CDU-De-
legierten verwiesen den CDA-Antrag an den Fach-
ausschuss „Soziale Sicherung und Arbeitswelt“. Bei 
der Plus-Rente gehe es nicht, wie CDA-Bundesvor-
sitzender Karl- Josef Laumann betonte, um die Auf-
stockung der Rente eines Ehemannes einer reichen 
Frau.“ Bereits heute gilt, wer ein Gesamteinkommen 
von weniger als 850 Euro im Monat hat, kann prü-
fen, ob er Anspruch auf Grundsicherung hat. Die 
Höhe der Grundsicherung ist dabei allerdings abhän-
gig vom Preisniveau des Wohnorts.

Beim CDA-Vorschlag eines 25-Prozent-Auf-
schlags soll beispielsweise jemand, der 700 Euro 
Rente bekommt, weiterhin zusätzlich 150 Euro 
Grundsicherung erhalten. Zusätzlich kämen 175 
Euro „Plus-Rente“ dazu. Was etwa ein Gesamtein-

kommen von 1025 Euro pro Monat ergibt. Damit 
liegt die Plus-Rente der Christlich-Demokratischen 
Arbeitnehmerschaft 25 Euro unter der Mindestren-
te von 1050 Euro, die die Linke fordert. Doch bei 
nur 400 Euro Rente beträgt die Grundsicherung 
ohne weitere Einkommen etwa 450 Euro.

Die „Plus-Rente“ der CDA würde nur 100 Euro 
betragen und zu einem Gesamteinkommen von 
950 Euro führen. Niedrige Renten würden somit 
stärker benachteiligt.  CDA-Chef Laumann sprach 
sich zudem für eine verpflichtende private Vorsor-
ge aus, damit auch Menschen mit geringen Einkom-
men diese nutzen.

Die neue CDU-Chefin Annegret Kramp-Karren-
bauer setzt dagegen auf eine Grundrente gegen 
Altersarmut. Zum Abschluss der CDU-Klausur in 
Potsdam forderte sie die Bundesregierung auf, 
möglichst schnell ein Konzept für eine Grundrente 
vorzulegen, da jetzt besonders in den ostdeutschen 
Ländern die Generation in Rente geht, die durch 
die Wende unterbrochene Erwerbsbiografien hin-
nehmen musste. Anfang Februar stellte Bundes-
arbeitsminister Hubertus Heil sein Grundrenten- 
Konzept vor. (siehe Seite 9)



Im Alter von nur 62 Jahren starb An-
fang Februar Bernadette Branzk. Die 
 Thüringerin war seit 2003 bis 2017 
Mitglied des damaligen KAB-Bundes-
vorstands und hat maßgeblich beim 
Aufbau der KAB Deutschlands mitge-
arbeitet. Nach der Wiedervereinigung 
gestaltete Bernadette Branzk Anfang 
der 1990er-Jahre mit Hilfe der KAB 
Süddeutschlands den  Wiederaufbau 
der Katholischen Arbeiterbewegung 
in den neuen Bundesländern und im 
Bistum Erfurt mit. Sie leitete über 
Jahrzehnte den Meininger KAB-Orts-
verband mit und war bis zu ihrer 
Krankheit stellvertretende Vorsitzen-
de im Diözesanverband Erfurt. 

2007 gehörte sie zum Organisati-
onsteam des 13. Bundesverbandstages, 
der in der  Thüringer Landeshaupt-

stadt stattfand und vielen Menschen 
in guter Erinnerung bleiben wird.

Gründete Sonntagsallianz

Gemeinsam mit Gewerkschaften und 
der evangelischen Kirche hatte Branzk 

als Vorsitzende der KAB im Bistum Er-
furt 2012 die Gründung der Thürin-
ger „Allianz für den freien Sonntag“ 
vorangetrieben. Mit Erfolg, vor zwei 
Jahren hatte das Oberverwaltungs-
gericht 20 geplante Sonntagsöffnun-
gen in Kommunen des Freistaats auf 
Antrag der Allianz gestoppt. Berna-
dette Branzk war Dipl.-Sozialpäda go- 
gin und arbeitete als Bewährungshel-
ferin im Justizzentrum Meiningen.  
Die KAB verliert mit ihr eine enga-
gierte und unermüdliche Mitstreite-
rin für menschenwürdige Arbeits- 
und Sozialrechte. 

Mit ihrem Enthusiasmus hat sie alle 
beflügelt und zum Mittun begeistert. 
Sie hinterlässt eine Lücke, die nicht zu 
schließen sein wird, erklärt Wigbert 
Iseke, Diözesanvorsitzender Erfurt.
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KAB trauert um Bernadette Branzk 
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„Es gibt keinen Automatismus, 
alles ist von Menschenhand gemacht“
Google, Microsoft, Amazon, Facebook und Co. sind im letzten Jahrzehnt zu  
den weltgrößten Unternehmen gewachsen. Gleichzeitig bauen die Konzerne  
der Netzökonomie auch eine politische und gesellschaftliche Macht auf.  
Impuls-Mitarbeiter Gerhard Endres befragte den Wirtschaftswissenschaftler  
Prof. Wilfried  Altzinger zur Macht der digitalen Konzerne und der Kunden selbst.

Gerhard Endres: Prof. Altzinger, 
warum führt die Digitalisierung 
zur zunehmenden Ungleichheit?

PROF. WILFRIED ALTZINGER: Es geht 
hier um die Netzwerkökonomie: Sie 
ist zentral für den gesamten IT-Sektor 
und besagt, dass es Vorteile in der 
Massenproduktion nicht nur in der 
Angebotsseite gibt. Konkret: Wie 
kann in der Produktion mit einer 
 größeren Serie eine höhere Stückzahl 
produziert werden? Das ist das soge-
nannte alte Modell der industriellen 
Produktion. Das Neue aber ist, dass 

die Nachfrageseite ähnlich reagiert. 
Das heißt, je mehr Teilnehmer im Netz 
sind,  um so erträglicher und gewinn-
bringender ist das für die Unterneh-
men. Das führt insbesondere dazu, 
dass bei internationalen Netzen, wie 
Google, Amazon und Facebook, es 
nicht nur einen Gratiszugang gibt. 
Teilweise werden die Zugänge sogar 
noch subventioniert. 

Impuls: Warum funktioniert das 
Geschäftsmodell mit den Netzen 
so gut? 

PROF. ALTZINGER: Neunzig Prozent 
ihrer Erträge gewinnen die Unterneh-
men mit der Werbung. Daher kommt 
es rasch zu einer Monopolbildung. Fa-
cebook hat weltweit über zwei bis 
drei Milliarden Besucher, damit kön-
nen riesige Werbeeinnahmen gene-
riert werden. Zudem ist es mit Algo-
rithmen möglich, dass man Werbung 
unterschiedlich intensiv einsetzt. Un- 
terschiedliche Produkte können un-
terschiedlich beworben werden. Die 
Firma A bezahlt für jeden Klick mehr 
für ihr Produkt für die Werbung als 
die Firma B.

Immer mehr Menschen sind in der Netzökonomie beschäftigt.  
Die Essener Firma Clickworker beschäftigt über 100.000 Menschen. Foto: Screenshot



Impuls: Steigt die Ungleichheit  
im Netz oder wird sie vielleicht 
geringer?

PROF. ALTZINGER: Es gibt keinen Au-
tomatismus, alles ist von Menschen-
hand gemacht. Sämtliche Regulierun-
gen und alle Algorithmen, auch die 
Wettbewerbsbestimmungen und die 
Kontrolle der Wettbewerbsbehörde, 
ob das intensiv oder nicht so intensiv 
kontrolliert wird, kann vom Menschen 
bestimmt werden. Es können auch 
Konzerne aufgeteilt werden. Insta- 
gram z. B. ist von Google aufgekauft 
worden, dass etwa unter Wettbewerbs- 
bedingungen hinterfragbar ist. Die ge-
troffenen Maßnahmen hängen davon 
ab, was politisch gewollt ist: Monopole 
beschränken oder die Freiheit für die 
Monopole belassen. EU-Kommissarin 
Margret Verstagen versucht, nicht un-
wesentlich gegen die Monopolstel-
lung dieser Unter nehmen zu arbeiten. 
Das ist aber eine extrem schwierige 
und langfristige Arbeit. Den Nachweis 
der Monopolstellung der Unterneh-
men zu erbringen ist schwierig, aber 
nicht prinzipiell unmöglich.

Impuls: Hat die Politik in der EU 
und den EU-Staaten versagt? 

PROF. ALTZINGER: Im Prinzip folgt 
die Politik immer der Entwicklung 

und ist mindestens ei-
nen Schritt hinterher. 
Keine politische Behör-
de kann Eins zu Eins 
technologisch up to 
date sein, was sich in 
den Labors von Google, 
Facebook, Amazon und 
anderen internationa- 
len Konzernen abspielt. 
Aber jetzt, wo die Pro-
bleme öffentlich sind, 
und breit diskutiert wer-
den, ist die Politik schon 
stark in Verzug geraten. 
Man muss sicherlich 
mehr in diesen Bereich 
investieren, um in die-
sem Bereich tatsächlich 
wieder Wettbewerbsbe-
dingungen herzustellen. 

Impuls: Was muss 
sich auf euro päischer 
oder nationaler Ebene hinsichtlich 
der Arbeitsbedingungen ändern?

PROF. ALTZINGER: Da ist einerseits 
eine betriebliche Sache, andererseits 
natürlich die Frage der Lohnpolitik, die 
auf nationaler Seite abgehandelt wird 
und wo natürlich die Gewerkschaften 
eine große Bedeutung haben. Die Ge-
werkschaften sind innerhalb Europas 
hinsichtlich ihres Organisationsgrades, 

der institutionellen Gegebenheiten 
und der Ausrichtung unterschiedlich 
aufgestellt. 

Generell ist es so, dass beim gesam-
ten Produktionsprozess der Faktor 
Kapital an Bedeutung gewonnen und 
der Faktor Arbeit an Bedeutung ver-
loren hat, das betrifft natürlich insbe-
sondere auch den IT-Sektor. Im ge-
samten Verhandlungsprozess hat der 
Faktor Arbeit sicherlich an Verhand-
lungsmacht verloren.
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Prof. Wilfried Altzinger lehrt am  
WU Institut für Makroökonomie  
der Wirtschaftsuniversität Wien. 
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Die Welt ist in Aufruhr: Es gibt immer 
mehr Geld. Aber für immer weniger 
Menschen. Und, als wenn das nicht 
reichte, soll es nun auch noch weniger 
Arbeit geben – das macht Angst. 
Werden wir nichts mehr zu tun haben? 
„Geld, Macht und damit verbunden 
Angst bestimmen derzeit die Welt“, 
meint der Kabarettist Lutz von Rosen-
berg Lipinsky. Sein neues Programm, 
eng am Krefelder Beschluss der  
KAB Deutschlands „Arbeit.Macht.Sinn.“ 

angelehnt, setzt sich mit viel Sprach-
witz und entlarvenden Erkenntnissen 
mit den ernsten Auswirkungen der 
Macht des Geldes auf Gesellschaft 
und sogar Privatleben auseinander: 
„Die Neoliberalen fordern, das öf-
fentliche Amt der Ehe müsste auch 
privatisiert werden“ zu einer GmbH, 
einer „Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung“, die Heirat eine „Fusion“ 
und eine Scheidung ein finanzieller 
„Crash“.

Hamburger Kabarettist  
Lutz von Rosenberg 
 Lipinsky geht mit  
dem Progamm  
„GELD. MACHT. ANGST“  
auf KAB-Tour

Geld macht nicht glücklich –  
aber es beruhigt auch nicht!

Lutz von Rosenberg Lipinsky in Aktion 
für die KAB. Foto: Helmut Roos
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Furcht vor Verlust  
von imaginärem Geld

Der Hamburger Kabarettist hat eigens 
das kabarettistische Bildungspro- 
gramm „GELD. MACHT. ANGST.“ für die 
KAB entwickelt, in dem weniger der 
Kopf als vielmehr die Lachmuskeln bei 
den Zuschauern strapazierend zum 
Einsatz kommen. Seine spitzfindigen 
Ausflüge in die digitale Wirtschafts-
welt und das veränderte Privat- und 
Arbeits leben spiegeln das Dilemma 
unserer Gesellschaft wider. Denn: Geld 
macht nicht glücklich, aber es  beruhigt 
auch nicht. Im Gegenteil, es herrscht 
die Angst, so sein Credo. Den „Privati-
sierungs-Junkies“, denen die Euro-Zei-

chen in den Augen stehen, ist 
nichts mehr heilig. Ähnlich wie 
die Kirche, wird auch an der 
„Börse mit imaginären Werten 
gehandelt“, nur die Furcht ist 
größer, dass das „Geld, das  
man zu haben  geglaubt hat, 
plötzlich verloren ist“, so der 
 Kabarettist, der den „Wachs- 
tums- Irrsinn“ der Wirtschaft aufs 
Korn nimmt. In Kooperation mit 
der KAB Deutschlands und den 
KAB-Vereinen vor Ort tourt er  
quer durch die  Republik. Bei  
den Kurpfälzer Sozialtagen in 
Waldhof und auch in der  
Westmünsterlandhalle in Heiden 
sorgte er mit „GELD.MACHT.
ANGST.“ bereits für aus ver- 
kaufte Häuser. Mittlerweile prä- 
sentieren über zehn KAB-Ver-
eine sein Programm. Weitere 
Termine können bei der KAB 
gebucht werden.

KABarett
Lutz von Rosenberg Lipinsky

Allrounder  
unterwegs für  

die KAB
Lutz von Rosenberg Lipinsky 
ist am 11. Dezember 1965 in 
 Gütersloh geboren und hat in 
Münster Theologie sowie deut-
sche Sprache und Literatur stu-
diert, bevor er den Weg auf die 
Kabarett-Bühne fand. Seine ers-
ten Schritte auf der Bühne 
machte er in den 1980er-Jahren 
mit den „Spiegelfechtern“ bis er 
sich für Solo-Kabarettprogram-
me entschied. Seitdem heimst 
der Vater von zwei Kindern 
 einen Preis nach dem anderen 
ein. So erhielt er den Münchener 
Kleinkunstpreis, das Passauer 
Scharfrichterbeil oder die be-
kannte St. Ingberter Pfanne so-
wie Kleinkunst- und Kabarett-
preise der Stadt Wolfsburg und 
Melsungen. Darüber hinaus betä- 
tigt sich von Rosenberg Lipinsky 
auch als Autor, Schauspieler, Re-
gisseur und Produzent und hat 
mit seinen Soloprogrammen vie-
le TV-Auftritte absolviert. Der-
zeit spielt der Kabarettist für die 
KAB Deutschlands „Geld.Macht.
Angst.“ und tritt auf  Anfrage 
bei KAB-Vereinen auf. 

KABarett im Angebot . KAB-Vereine und  Diözesanverbände können 
das ein malige  KABarett-Angebot nutzen, um Themen der KAB auf hu-

morvolle Weise in die Öffentlichkeit zu tragen. Gleichzeitig können die 
KAB-Veranstalter in den Ver anstaltungen für eine KAB-Mitgliedschaft 
werben. Kontakte und Info zu den  Bedingungen der Veranstaltungen 
können  interessierte Vereine auf der Homepage der KAB (www.kab.de) 
oder  unter Telefon 02 21 / 77 22-126 erfahren.

Anzeigen
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„Gericht erteilt Ohrfeige  
für NRW-Landesregierung!“

„D ie Weisung des Oberverwaltungs- 
gerichts Münster ist eine deutli-

che Ohrfeige an die ausufernde De-
regulierungspolitik der NRW-Landes- 
regierung“, erklärte KAB-Bundesvor-
sitzender Andreas Luttmer-Bensmann. 
Die Münsteraner Richter haben die 
Landesregierung aufgefordert, den 
Spielraum für Sonntagsöffnungen en-
ger zu begrenzen.

„Wir sehen uns einmal mehr bestä-
tigt, dass das von Wirtschaftsminister 
Andreas Pinkwart zu verantwortende 
Entfesselungsgesetz nicht zu mehr 
Rechtssicherheit führt, sondern die 
Kommunen verstärkt zu illegalen Ent-
scheidungen ermuntert“, erklärt Win-
fried Gather, KAB-Vertreter im Bünd-
nis „Allianz für den freien Sonntag“ in 
NRW. Gather hatte bereits in der An-
hörung im Landtag vor einer Klage-
welle gewarnt. „Wer eine klare Rechts-
sicherheit haben will, sollte den 
Sonntagsverkauf völlig unterbinden!“ 
Das NRW-Gesetz widersprach von An-
fang an den Urteilen des Bundesver-

fassungsgerichts und des Bundesver-
waltungsgerichts. 

Grund für die Aufforderung des 
Oberverwaltungsgerichts ans NRW- 
Wirtschaftsministerium sind Versuche 
von Möbelmärkten, verkaufsoffene 
Sonntage durchzusetzen. In beiden 
Fällen wurde den Klagen stattgege-
ben und die verkaufsoffenen Sonnta-
ge gekippt. „Jede Gemeinde müsse im 
Einzelfall eine Ausnahme von der Ar-
beitsruhe am Sonn- und Feiertag prü-
fen und begründen“, so das Oberver-
waltungsgericht. Wie schon vor der 
Gesetzesänderung müsse es einen An-
lass für die Sonntagsöffnung geben, 
der im Vordergrund stehe.  Der stand 
auch nicht im Vordergrund bei den 
Anträgen auf Sonntagsöffnungen im 
Advent in den Kölner Stadtteilen. Das 
Gericht hatte nach Klage von ver.di die 
geplanten Sonntagsöffnungen am zwei- 
ten Adventssonntag mit der Begrün-
dung untersagt, dass die lokalen Weih-
nachtsmärkte nicht ausreichen, um ein 
öffentliches Interesse zu rechtfertigen. 

Stellungnahme 
zur Werbeaktion
Im Rahmen der Werbeaktion mit 
der ERGO-Versicherungsgruppe 
zu einer Zusatzversicherung ha-
ben uns Anfragen der Mitglieder 
zum Datenschutz und zur Finan-
zierung erreicht. Daten unserer 
Mitglieder wurden nach den Richt-
linien der KAB von einem zerti- 
fizierten Dienstleister ausschließ-
lich nur für diese Aktion genutzt. 
Die ERGO-Versicherung hat kei-
nerlei Mitgliedsdaten erhalten.

Zudem wurden die Kosten für 
Briefe, Porto und Dienstleistun-
gen in voller Höhe von der ERGO 
übernommen. Für abgeschlosse-
ne  Versicherungsverträge aus die- 
ser Werbeaktion erhält das Ge-
meinnützige Sozialwerk der KAB 
(GSKAB) finanzielle Unterstüt-
zung für die Bildungsarbeit des 
Ver bandes. 

Maria Etl
Andreas Luttmer-Bensmann 
KAB-Bundesvorstand

EUROPA BRAUCHT DEN SONNTAG – Aktionstag 3. März 
Der römische Kaiser Konstantin hat im Jahr 321 den Sonn-
tag zum Feiertag erklärt. Anlässlich des Internationalen 
Tages des freien Sonntags am 3. März  erinnert die Sonn-
tags-Allianz daran, dass dem Sonntagsschutz laut Verfas-
sung eine grundlegende Bedeutung für das Gemeinwohl 
zukommt. „Die Menschen haben ein Recht auf Ruhezeit, 
auch und gerade am Sonntag. Und dieses Recht darf nicht 
dem Gewinnstreben von Unternehmen geopfert werden“, 
betont Maria Etl, Bundesvorsitzende der KAB Deutsch-
lands. Das sonntägliche Arbeitsverbot sollte auch auf euro-
päischer Ebene eine Rolle spielen. Dies betonen EVP-Euro-

papolitiker  wie Thomas Mann (CDU) oder Manfred Weber 
(CSU). „Ein arbeitsfreier Sonntag wäre eine gute europäi-
sche Errungenschaft“, so Manfred Weber, Spitzenkandi-
dat der EVP für das Amt des EU-Kommissions präsidenten, 
gegenüber kab-online. 

Da der 3. März dieses Jahr auf den Karnevalssonntag 
fällt, stellt die KAB eine Faschingspredigt von Diakon 
 Erwin Helmer auf die Internetseite (www.kab.de). Für-
bitten und ein „Gebet für Humor“ von Thomas Morus 
sind weitere, zu nutzende Angebote. 
Alle Infos und Interview unter: www.kab.de



Gehen Sie zur Wahl!
KAB zur Europawahl
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M it einer „klaren Absage an na-
tionalistische, rechtspopulisti-

sche und antieuropäische Parteien“ 
hat der Bundesvorstand der KAB 
Deutschlands zur Teilnahme an den 
Europawahlen im  kommenden Mai 
aufgerufen. Gleichzeitig „haben wir 
unsere Forderungen an die künftigen 
Abgeordneten des Europäischen Par-
laments auf das Thema ,Zukunft der 
Arbeit‘ fokussiert“, so die KAB. Mit 
einem breiten Forderungskatalog an 
die Kandidierenden fürs zukünftige 
EU-Parlament sollen sich die EU-Po-
litiker angesichts des digitalen und 
ökologischen Wandels in Wirtschaft, 

Arbeitswelt und Gesellschaft für 
menschenwürdige und nachhaltige 
Arbeit sowie für mehr betriebliche 
und überbetriebliche Mitbestimmung 
einsetzen. 

Diözesen befragen  
EU-Kandidat/-innen

Die Wahl-Prüfsteine hatten die Dele-
gierten des KAB-Bundesausschusses 
im November letzten Jahres verab-
schiedet und sich verpflichtet, in den 
Diözesen vor Ort die Kandidat/-innen 
für das EU-Parlament mit den KAB- 
Forderungen zu konfrontieren. „Dis-

kutieren Sie über unsere Forderun-
gen – Gehen Sie zur Wahl!“, appellie-
ren die Bundesvorsitzenden Maria Etl 
und Andreas Luttmer-Bensmann an 
Mitglieder und Interessierte. 

Die Wahlen zum Europaparlament 
finden zwischen dem 23. und 26. Mai 
statt, in Deutschland wird am Sonn-
tag, dem 26. Mai gewählt. Nach dem 
Brexit des Ver einigten Königreichs 
werden in das EU-Parlament 705 statt 
bisher 751 Abgeordnete gewählt. 
Deutschland wird mit 96 Europa- 
abgeordneten fast 14 Prozent stellen. 
Nicht mehr dabei ist KAB-Mitglied 
 Elmar Brok aus Bielefeld.



DV FREIBURG

Kurpfälzer Sozialtage

Mit einem traditionellen Besinnungs-
tag gingen die 9. Kurpfälzer Sozialtage 
erfolgreich zu Ende. Den Abschluss 
machte Domkapitular Thorsten Weil 
aus Freiburg, der zum Thema der 
 Sozialtage „Arbeit.Macht.Sinn. – vom 
Wert des Menschen in Gesellschaft 
und  Arbeitswelt“ sprach. Insgesamt in 
elf hochkarätig besetzten Veranstal-
tungen wurde der Frage nach der Zu-
kunft der digitalen Arbeitswelt nach-
gegangen. Arbeitszeit und private 
Zeit verschmelzen immer stärker und 

die Arbeitszeitmodelle werden immer 
flexibler. Dies führe zu Konflikten, so 
KAB-Diözesansekretär Ulf Bergemann. 
Damit die Digitalisierung nicht das Pri-
vatleben zerstört und die Arbeitszei-
ten sich nicht weiter ausdehnen, benö-
tigt es eine gestärkte Sozialpartner- 
schaft, mit der Regeln aufgestellt und 
eingehalten werden, so das Fazit. Dies 
unterstrich auch die rheinland-pfäl- 
zische Sozialministerin Sabine Bätzing- 
Lichtenthaler, die auch auf den Daten-
missbrauch aufmerksam machte.

Dr. Ulrich Thielemann, Direktor der  
MeM – Denkfabrik für Wirtschaftsethik,  
forderte eine Renaissance der Idee einer 
sozialen Marktwirtschaft.  
Foto: Helmut Roos. 
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DV KÖLN

Gather geht in Unruhestand
Über Jahrzehnte hinweg hat Winfried 
Gather die Arbeit des KAB-Diözesan-
verbandes im Erzbistum Köln und im 
Bundesausschuss die Entwicklung der 
KAB Deutschlands mitgeprägt. Zum 
Jahreswechsel wechselt der 65-Jähri-
ge in die Altersteilzeit und macht so-
mit den Weg frei für seine Nachfolge-
rin Annika Triller. 

Als Sekretär des KAB-Diözesanver-
bandes förderte Gather die Diskussi-
on um ein bedingungsloses Grundein-
kommen über die Verbandsgrenzen 
hinweg und nahm so Einfluss auf die 
Programmatik der KAB. Darüber hin-

aus standen Themen wie das Sozial-
ticket für sozial und finanziell schwa-
che Personen und Familien, die Senio- 
renarbeit im Verband und nicht zu-
letzt der Schutz des arbeitsfreien 
Sonntags im Fokus seiner Arbeit in 
den letzten Jahren. Gather war auch 
lange Zeit Sprecher der Landesarbeits- 
gemeinschaft und Sprecher der KAB 
im NRW-Bündnis „Allianz für den frei-
en Sonntag“, wo er sich massiv gegen 
die Pläne der Landesregierung wehr-
te, die Sonntagsöffnungen zu verdop-
peln und den Anlassbezug für eine 
Sonntagsöffnung aufzuweichen.

DV SPEYER 

Wechsel  
an der Spitze 

ENKENBACH. Kurt Freudenreich löste 
an der Spitze des KAB-Diözesanver-
bandes Bärbel Glas ab. Glas, die nach 
eigenen Worten „mit der KAB aufge-
wachsen, aber in der KAB gewachsen 
sei“, stellte sich nicht mehr zur Wahl. 
Auch Stellvertreter Alois Groß trat 
nicht mehr an. Für ihn wählten die  
Delegierten des Diözesantages den 
27-jährigen Peter Wendling. Der ehe-
malige Polizist Kurt Freudenreich leitet 
auch den Ortsverband Enkenbach. 

Bärbel Glas übergibt den Leitungsstab an 
Kurt Freudenreich.

Annika Triller löst das KAB-Urgestein 
 Winfried Gather im Diözesanverband  
Köln ab.  Foto: KAB



DV FULDA

Jahresauftakt: Plädoyer für Europa gegen Rassismus
Mit einem überzeugenden Plädoyer 
für Europa und einer deutlichen Absa-
ge an populistischen Extremismus be-
geisterte der Redakteur der Süddeut-
schen Zeitung und ehemalige Staats- 
anwalt Heribert Prantl die 200 Besu-
cher der KAB-Jahresauftaktveranstal-
tung. Prantl erteilte eine Absage an 
den Missbrauch des Wortes „Heimat“. 
Heimat ist das, was Halt gebe und Halt 
gebe eine Politik gegen Extremismus, 
die Angst erzeugt. Und zur Heimat ge-
höre auch die Freiheit, sich bewegen 

zu können. Mit der Bedrohung Europas 
durch nationalistische Bestrebungen 
und Abschottung ist unsere Heimat 
bedroht, so Prantl. Er rief die KAB wie 
alle Verantwortungsträger in NGO, Kir-
che, Politik und Wirtschaft auf, sich für 
den Sozialstaat und damit für alle 
 Menschen, unabhängig ihrer Leistungs-
fähigkeit, zu engagieren. Insbesondere 
hob er die Förderung der Kinder, die 
Förderung der Menschen mit Behinde-
rung und die Pflege und Sorge um die 
Alten hervor.  Michael Schmitt 

KAB MÜNSTER

Unmenschliche 
Leiharbeit  

einschränken
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Mit einer Resolution für menschen-
würdige Arbeit will die KAB im Bis-
tum Münster gegen Leiharbeit und 
Werkverträge vorgehen. Mit dem Ap-
pell „Zurück zur Stammbelegschaft“ 
sollen Werkverträge und Leiharbeit 
begrenzt werden. Unterstützt wird 
der Appell mit den Forderungen nach 
gleichem Lohn bei gleicher Arbeit im 
selben Betrieb und einem Unfall-
schutz und einer Krankenversiche-
rung für Arbeitnehmer in dem Land, 
in dem die Arbeit geleistet wird. Die 
Einhaltung dieser Forderungen muss 
nach Ansicht der KAB durch eine ein-
heitliche Kontroll- und Prüfinstanz 
umgesetzt werden. Zudem sollen 
Kommunen und Land ortsnahe und 
kostenlose muttersprachliche Rechts-
beratung für Arbeitsmigrant/-innen 
bis vor Gericht gewährleisten sowie 
„bezahlbar und menschenwürdige 
Wohnungen für Arbeitsmigrant/-in-
nen und ihre Familien bereitstellen“. 
Migranten in Deutschland sind „ei-
nem zum Teil kriminellen Konstrukt 
von Leiharbeits- und Werkverträgen 
ausgesetzt“, so die KAB. 

DV ROTTENBURG-STUTTGART

Kein Smile mit Amazon

Gegen eine Vereinnahmung des Ver-
sandhandel-Riesen Amazon wehrt 
sich die KAB. Der US-Konzern hat die 
KAB im Diözesanverband Rotten-
burg-Stuttgart ohne dessen Wissen ins 
AmazonSmile-Programm aufgenom-
men. „Es grenzt ans Perfide, wenn 
Amazon einerseits Tarifverträge ab-
lehnt und Betriebsräte behindert, und 
andererseits die KAB, die dies kriti-
siert, ohne zu fragen in eine Spenden-
liste aufnimmt“, betont Peter Nieder-
gesäss, KAB-Diözesansekretär.  Dies ist 
bereits der dritte Versuch des Kon-
zerns, die KAB für ihre Imagepflege 
auszunutzen. Bereits vor über einem 
Jahr wurde die KAB im Bistum Augs-
burg und Aachen ohne Infos auf-

genommen. „Unter den bisherigen 
Arbeitsbedingungen bei Amazon kön-
nen wir es mit den für uns wichtigen 
Grundsätzen der Soziallehre und  
der deutschen Mitbestimmungsrechte 
nicht vereinbaren. Bitte streichen Sie 
uns umgehend aus der Spendenliste“, 
fordert Peter Niedergesäss in einem 
Brief an Amazon. In der Antwort ver-
weist AmazonSmile auf vorhandene 
Betriebsräte und sogenannte Mitar-
beiterausschüsse und erklärt so die 
Ablehnung von Tarifverträgen. „So 
stellen wir sicher, dass die Interessen 
der Mitarbeiter berücksichtigt wer-
den. Daher sehen wir für Kunden und 
Mitarbeiter keinen Vorteil in einem 
 Tarifabschluss.“

Harte Arbeit bei Amazon. KAB kritisiert AmazonSmile Aktion. 

Heribert Prantl wirbt für Europa.



Chöre der Welt

FRANKFURT. Internationale und mut-
tersprachliche Chöre aus Eriträa   
(siehe Bild), Ita lien, Spanien, Venezu- 
ela, Argentinien und Chile hatte die 
Arbeitnehmer- Kirche des KAB Bezirks 
Rhein-Main zu einem völkerverbin-
denden Konzert eingeladen. Das gut 

besuchte Konzert im Kaiserdom wur-
de von KAB-Pfarrer Albert Seelbach 
mitor ga nisiert und konnte am Ende 
fast 800 Euro für ein Adveniat- 
Projekt in  Kolumbien bereitstellen, 
mit dem  Binnenflüchtlingen geholfen 
wird. 
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Erfolg Sozialticket

MAINZ. Massiv hatte der Bezirkstag 
der KAB ein Sozialticket für Hartz-IV- 
Leistungsempfänger gefordert und  
an den Mainzer Stadtrat appelliert. 
Der KAB-Antrag wurde an die Main-
zer Ratspolitiker/-innen weitergeleitet. 
Gut einen Monat später hat dann der 
Stadtrat beschlossen, das Monatsticket 
für den ÖPNV vergünstigt zur Verfü-
gung zu stellen. Die KAB-Aktion war 
„womöglich der letzte Tropfen“, der 
noch fehlte, um die Politik zu überzeu-
gen, freut sich KAB-Vorsitzender Lud-
wig Braun nach der Ratsentscheidung. 

Dialog mit Kohle

AACHEN / HERZOGENRATH. Wenn 
Arbeit auf Umwelt trifft und umge-
kehrt, dann kochen die Emotionen. 
Dies erleben derzeit die Menschen   
im Rheinischen Braunkohlerevier. Da-
mals hatte Ruhrbischof Hengsbach 
den Strukturwandel im Ruhrgebiet 
mit Politik, Gewerkschaften und Sozi-
alverbänden sozialverträglich mit - 
gestaltet. Heute versucht die KAB  
Aachen zusammen mit dem Nell- 
Breuning-Haus, der Bildungs- und Be-
gegnungsstätte der CAJ und KAB, in 
sogenannten „Kohlegesprächen“ die 
Fronten aufzulösen, in dem Raum für 
Sachargumente und Emotionen von 
beiden Seiten gegeben wird. Konsens 
in dem ersten Gespräch zwischen der 
Umwelt- und Heimataktivistin Antje 
Grothus und IGBCE-Vertreter Malte 
Lückert, dass die Hetze in den sozia-
len Medien gestoppt und der Dialog 
fortgeführt werden muss.

Socken und Holunderlikör

DÜLMEN. 2100 Euro Erlös  aus dem 
Verkauf von 233 Paaren Socken,  
25 Liter Holunderlikör und anderen 
selbstgemachten Köstlichkeiten beim 
Dülmener Weihnachtsmarkt, konnte 
der KAB Stadtverband Dülmen nun an 
drei örtliche soziale Projekte und 
 Organisationen verteilen. Beim Danke-
schön-Treffen der KAB im Café „Kleine 

Auszeit“ in Dülmen überreichten die  
Vertreter der KAB Viktor Becks, 
 Wilhelm Tenberge und Heinz Wansing 
drei Schecks von jeweils 700 Euro an 
die Gruppe „Kreuzkrokodile“, den Ver-
ein „Wellcome“ und an die Schwange-
renberatungsstelle „Donum Vitae“.

Hungerstreik  
gegen Hungerlohn

PADERBORN/HÖXTER. Als KAB- Be- 
zirksvorsitzender Konrad Nagel- 
Strotmann kurz vor Heiligabend 2017 
eine Kopie seiner Spendenquittung an  
den Betriebsratsvorsitzenden Cornelius 
Renk übergab, hoffte er, dass der  
Arbeitsstreik der Belegschaft und der 
Hungerstreik des Betriebsratsvorsit-
zenden der Faethe-Labor GmbH Pa-
derborn schnell zu einer Einigung über 
die geforderten Lohnerhöhungen und 
einen Tarifvertrag führt. Doch erst 
 Anfang Januar 2019 hatte der 16- 
monatige Arbeitskampf, der von  
KAB-Bezirksverband Höxter-Pader-
born, Kommunalpolitikern, Adveniat 
und zuletzt auch von NRW-Arbeits-
minister Karl- Josef Laumann mit einer 
Landes schlichterin unterstützt wurde, 

einen kleinen Erfolg. „Wir freuen uns 
über das Erreichte, können auf Dauer  
aber nicht zufrieden sein“, meinte 
Renk nach dem Schlichterspruch von 
Yvonne Sachtje. Es war die erste  
Lohnerhöhung nach 16 Jahren und 
liegt weiterhin weit unter dem 
NGG-Tarif. „Zur menschenwürdigen 
Arbeit ge höre ein angemessener 
Lohn“, betont Nagel-Strotmann.

Über 1 000 Meter  
„Hilfsdecken“

MEHLMEISEL / BAYREUTH. Über ein 
Kilo meter lang ist die Decke, die die 
Frauen in der KAB Mehlmeisel im 
Landkreis Bayreuth bereits gestrickt 
haben. 22 Decken kamen im letzten 
Jahr dazu. Insgesamt hat der Arbeits-
kreis der Frauen 1145 Decken für den 
Missionsverkauf gefertigt, dessen Er-
lös Hilfsprojekten zugutekommt. Mit 
dem Erlös der Handarbeiten beim 
letzten Erntedank wurde ein Kinder-
heim in Rumänien unterstützt. Der 
Verein im Fichtelgebirge unter der 
Leitung von Christine Pscherer ist 
sehr  aktiv und organisiert jährlich bis 
zu dreißig Veranstaltungen. 

xx Foto: Rabbe
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CAJ im Netzwerk Grundeinkommen

Die Christliche Arbeiterjugend (CAJ)  
will ein Zeichen gegen aufkom-

mende rechte Tendenzen setzen. 
Auf der jüngsten Sitzung des Lei-
tungsrates in Duisburg stellte sich das 
50-köpfige Gremium mit dem Antrag 

„Wir widersetzen uns der extremen 
Rechten“ menschenunwürdigem Ver-
halten entgegen. Bei guter Stimmung 
stand außerdem eine Selbstverge- 
wisserung zum Christlichen in der CAJ 
auf dem Plan. „Ebenfalls freuen wir 

uns, dass mit dem Leitungsrat eine 
der letzten Etappen hin zum Koope-
rationsvertrag zwischen CAJ und KAB 
Deutschland genommen wurde“, so 
CAJ-Bundesvorsitzende Andrea Karl.

Mit den Bausteinen „Grundeinkom-
men“ und „Arbeitszeitverkürzung“ 
hält die CAJ daran fest, dass ein be-
dingungsloses Grundeinkommen ein 
geeignetes Mittel zur Überwindung 
prekärer Arbeit und zur Reduzierung 
der Arbeitszeit ist. Die Arbeits- 
jugend ist nun auch Mitglied im Netz- 
werk Grundeinkommen. Darüber hin-
aus erhielten die Bundesaktionsgrup-
pen „Bildungsgestalter“ (Bildung) und 
„Weltnah“ (Migration und Flucht) das 
Mandat, weiterhin die jeweiligen 
 Aktionen voranzubringen. Alexander 
Franz-Prenger wurde zum Nachfolger 
von Rafael Kandziora, dem amtieren-
den Bundessekretär, gewählt. Er wird 
im August das Amt antreten.

Gute Stimmung beim CAJ-Leitungsrat in Duisburg.  Foto: Vitali Friesen

Freihandel: KAB zeigt Solidarität mit EU-Bauern
D ie KAB Aachen hat sich am 

 Bauernprotest gegen CETA und 
die Schiedsgerichte beteiligt. An der 
deutsch-belgischen Grenze hatten 
Bauern aus Luxemburg, Deutschland, 
Belgien, Frankreich, Spanien und  
den Niederlanden die Ausfahrt Lich-
tenbusch mit Traktoren blockiert,  
um gegen die zerstörerischen Aus-
wirkungen auf die bäuerliche Land-
wirtschaft durch CETA aufmerksam 
zu machen. Auslöser war ein EU- 
Rechtsgutachten zu den Schiedsge-
richten. „Wir erleben den Aus verkauf 
des ländlichen Raums“, beklagte Ge-
org Jansen, Bundesgeschäftsführer 
der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche 
Landwirtschaft (AbL), gegenüber kab- 
online (Interview siehe www.kab.de). 
Die Bauern sehen in CETA die einseiti-
ge EU-Unterstützung der großen 
 Agrarkonzerne auf Kosten der Land-
wirte und Bauern. „Diese Handelsab-
kommen führen dazu, dass landwirt-
schaftliche Erzeugnisse zu Billigpreisen 

verramscht werden, dass wichtige 
Umwelt- und Arbeitsstandards abge-
senkt werden und dass Konzerne 
noch mehr Macht erhalten“, warnte 
Bauernsprecher Janßen. 

Aachens KAB-Diözesansekretär 
Andris Gul bins brachte nicht nur 
Solidaritäts grüße aus der Partner be- 
wegung mit, sondern sieht im EU-Ab-

kommen große Probleme für die 
Kleinbauern in den afrikanischen 
 Ländern. Auch im KAB-Partnerland 
 Madagaskar treten Kleinbauern für 
das Konzept der Ernährungssouverä-
nität und kollektive Rechte für  Wasser, 
Weideland oder Fischgründe ein, er-
klärt Gulbins, der Mitglied im Arbeits-
kreis Madagaskar ist.

Die KAB solidarisiert sich mit Bauern aus sechs EU-Ländern, die mit Traktoren  
gegen die EU-Freihandelsabkommen CETA und CO demonstrieren.  
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D ie KAB-Diözesanvorstände haben 
sich bei ihrer traditionellen Jah-

restagung mit der Kampagnen arbeit 
im Verband auseinandergesetzt. An-
lass war die im Februar startende 
Ausbildung für KAB-Campaigner.  
Die Hauptreferentin des Fortbildungs- 
ganges, Susanne Socher von „Mehr 
Demokratie e. V.“, führte die Diöze- 
sanverantwortlichen in die Kampag-
nenarbeit ein und gab Hinweise und 
Tipps für die Arbeit im Verband mit 
auf den Weg. Dabei blieb es nicht 
nur bei der Theorie, sondern kon-
krete Ideen für KAB-Kampagnen 

wurden entwickelt. Für die sinnvolle 
Umsetzung von Kampagnen in der 
KAB wurden aber auch konkrete 
Vorschläge für die Umorganisation 
der diözesanen Arbeit festgestellt.  

„Wir müssen einiges entrümpeln, aber 
geht nicht, gibt‘sś nicht!“ machte ein 
Teilnehmer dabei deutlich. Deutlich 
wurde auch, dass es dafür eines star-
ken Bundesverbandes bedarf. Neben 
dem Hauptthema Kampagnenarbeit 
wurden viele aktuelle Fragen der 
verbandlichen Arbeit diskutiert und 
Erfahrungen aus den einzelnen Diö-
zesanverbänden ausgetauscht.

Kettelerpreis  
ehrt Solidarität
Mit dem diesjährigen Ketteler-
preis will die KAB-Stiftung ZASS 
(Zukunft der Arbeit und der sozia-
len Sicherung) Menschen, Projek-
te und Initiativen ehren, die sich  
mit ihrer Solidarität im Arbeitsle-
ben einbringen. Der Preis, der  am 
30. November in Erfurt vergeben 
wird, ist mit 5 000 Euro dotiert. 

„Lernen wir die Solidarität zu 
leben. Ohne die Solidarität ist un-
ser Glaube tot!“, so Papst Fran-
ziskus. Zudem ist die Solidarität 
 eines der Grundprinzipien der 
 Katholischen Soziallehre. 

Aufgerufen, sich zu bewer- 
ben, sind Personen und Initiati-
ven. Bis zum 5. April 2019 können 
 Be werbungen mit Projektbe- 
schrei bungen und Materialien per  
E-Mail (info@stiftung-zass.de oder 
mechhild.hartmann-schaefers@
kab.de) oder per Post an: Stiftung 
ZASS, Bernhard-Letterhaus-Str.  26, 
50670 Köln geschickt werden. 

Groß-Gedenken 
als Auftrag
Der Münsteraner KAB-Bezirks-
präses Karsten Weidisch kritisier- 
te beim Gedenkgottesdienst für 
 Nikolaus Groß im Xantener Dom 
rechtspopulistische Parteien wie 
die AfD, die mit schockieren- 
den und lebensfeindlichen Äuße-
rungen Zulauf in Europa haben.  
Auch der Kölner Ex-DGB-Chef 
Wolfgang Uellenberg-van Dawen 
betonte beim Gedenken an die 
KAB-Widerstandskämpfer: „Nicht 
jeder, der demokratisch gewählt 
wurde, ist ein Demokrat“. Im 
 Essener Dom erinnerte Weih bi- 
schof Schepers mit einer Messe 
und in Monheim der CDU- Bundes- 
tagsabgeordnete Uwe Schummer 
mit einem Vortrag über die 
 Würde des Menschen an Nikolaus 
Groß.

KAB: Keine Ausweitung  
der Versicherungsfreiheit
Gegen die Ausweitung der Sozi-

alversicherungsfreiheit haben 
sich die Delegierten des letzten Bun-
desausschusses der KAB ausgespro-
chen. Grund dafür ist ein Vorstoß 
der NRW-Landesregierung und der 
FDP-Bundestagsfraktion die Versiche-
rungsfreigrenze anzuheben und zu 
dynamisieren. Minijobber, die für den 
Mindestlohn auf 450 Euro-Basis arbei-
ten, erhalten seit 1. Januar 9,19 Euro 
Brutto pro Stunde. Mussten Mindest-
lohn-Verdiener bis Dezember 2018 
etwas über 50 Stunden im Monat 
arbeiten, um versicherungsfrei 450 
Euro zu verdienen, so wird die Versi-
cherungsfreigrenze seit dem 1. Januar 
schon nach 49 Stunden erreicht. Jede 

Mindestlohnerhöhung sorgt so für 
weniger Arbeitszeit bei Mini-Jobbern. 
Verlierer sind die Niedriglöhner und 
die gesetzlichen Sozialversicherungen 
und damit alle Versicherten. „Das ur-
sprünglich als Arbeitsmarktinitiative 
geplante Instrument der Sozialversi-
cherungsfreiheit“, so die Delegierten 
des KAB-Bundesausschusses, „wird 
so mehr und mehr zum Standard der 
Sozialversicherung und schließt einen 
zunehmenden Teil der Arbeitnehmer 
aus der Sicherung aus“. Deshalb for-
dert die KAB Deutschlands den Bun-
destag und den Bundesrat auf, die 
Gesetzesinitiative abzulehnen und 
„langfristig eine Beendigung der Ver-
sicherungsfreiheit einzuleiten“. 

„Geht nicht, gibt‘s nicht!“
Kampagne war Thema bei KAB-Vorstände-Tagung 
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„D ie Digitalisierung verringert nicht unseren ökologi-
schen Fußabdruck. Im Gegenteil, allein durch die 

Einführung des autonomen Fahrens würde der Energie-
bedarf durch das extreme Anwachsen der Datenströ-
me außerordentlich zunehmen“, mahnte Sven Hilbig, 
Referent für Welthandel vom Entwicklungswerk „Brot 
für die Welt“ auf der Fachtagung „Digital global: Risiken 

und Chancen von Arbeit in 
der Zukunft“, die die KAB 
und Weltnotwerk in Zusam-
menarbeit mit dem Könzgen- 
Haus in Haltern durchführte. 

„Die Batterie eines Elektro-
autos enthält 10.000-mal so 
viel  Li thium wie ein Handy- 
Akku.“ Der damit steigende 
Bedarf an Rohstoffen aus 
 Afrika und Südamerika sei ein 
gravierendes Problem für sozi- 

ale und ökologische Nachhaltig- 
keit im globalen Süden. „Der digitale Handel, wie hier 
mit Rohstoffen, droht außerdem den Spielraum für 
Entwicklungs- und Schwellenländer einzuschrän-
ken, die digitalen Lieferketten erhöhen vor al-
lem die Wertschöpfung von global agierenden 
Konzernen und Plattformen“. 

Besonders die Jugend sei weltweit gezwun-
gen, mit den neuen Formen der Erwerbs arbeit 
und digitalen Arbeitswelt umzugehen, so die Erfah-
rungen auf einer internationalen CAJ-Konferenz 
in Indonesien. „Digitale  Arbeit muss zwin-
gend eine Arbeit sein, die einen rechtlich 
geklärten und gesicherten Arbeitnehmer-
status hat“, forderte Prenger, Präsidentin 
der internationalen CAJ. Sie mahnte eine 
gesellschaftliche Diskussion darüber an, wie 
im digitalen Ka pitalismus die Arbeitsbedin-
gungen, etwa über Mitbestimmungsrech-
te, mit gestaltet werden können.

Digitaler Quantensprung in Afrika

Den digitalen Geldtransfer von Arbeitsmigranten nach 
Asien und Afrika thematisiert Dr. Pedro Morazan vom 
Südwind Institut. So erlebe Afrika derzeit einen evolu-
tionären Quantensprung – von der Agrargesellschaft 
ins  digitale Zeitalter. Da Straßen, Eisenbahnen, Flughä-
fen und Banken fehlten, hat das Smartphone den Kon-
tinent vernetzt und die Menschen verbunden. Mobile 
Money – viele Millionen Afrikaner nutzen ihr Handy 
wie ein Bankkonto. Sie laden Geld auf, überweisen es, 
heben es ab, begleichen Rechnungen – ein völlig neues 
Handy- basiertes Bankensystem, dass Milliarden um-
setzt (siehe Impuls 4/2018). Aus der Not der Unter-
entwicklung wurde ein tech-
nologischer Fortschritt. „Es ist 
ungemein wichtig, dass die 
Regierungen, Handelskammern  
und die digitale Community 
Regeln setzt, lokale Start-up-
Szenen vor globalen Konzernen  
zu schützen“, so  Morazan. Ver-

netzung und Digitalisie-
rung darf nicht einseitig 
auf die  För derung einer 
wirtschafts- und wachs-
tums politischen Agenda 
abzielen,  sondern muss auf 

sozial-, umwelt- und ent-
wicklungspolitische Ziele aus ge richtet sein,  

so das Fazit der Teilnehmer/-innen. Eine 
nachhal tige Digita lisierung bedeutet eine 

sinn volle und menschenwürdige Arbeit 
sowie  soziale Gerechtigkeit und nachhal-
tige  Lebensstile.

Horst Erlenkötter

Digitalisierung – 
eine ökologische Zeitbombe?

Sarah Prenger

Sven Hilbig



Im Jahr 2017 bezogen in Deutschland 
zwei Drittel der Arbeitslosen und 

ihren Familien ALG II, also Hartz IV – 
bei insgesamt doch erfreulich zurück-
gegangenen Arbeitslosenzahlen. Nur 
noch ein Drittel erhielt ALG I, also 
Leistungen aus der regulären Arbeits-
losenversicherung. Hierauf verwies 
der Sozialwissenschaftler Prof. Gerhard 
Bäcker vom Institut für Arbeit und 
Qualifizierung der Universität Duis-
burg-Essen beim Debattencamp der 
SPD in Berlin.

Dass die Arbeitslosenversicherung 
bei der sozialen Absicherung von 
 Arbeitslosigkeit nur noch eine nach-
rangige Rolle spiele, sei skandalös – 
ihre Reichweite und Schutzwirkung 
sei massiv verringert worden. Daher 
 plädierte der Sozialexperte Bäcker  
für eine Umkehr und für eine erheb - 
liche Stärkung dieser Versicherungs-
leistung. Deren angestrebte Schutz-
wirkung sei quantitativ auszuweiten: 
durch Verkürzungen von Anwarts-
zeiten, Verlängerungen von Rahmen-
fristen und Bezugsdauern sowie ein 
Mindest-ALG I. Zudem sei eine quali-
tative Anpassung von Zielen, auch 

des Arbeitslosengeldes II an die des 
Arbeits losengeldes I geboten, da mit 
dem Ausfall der Arbeitslosenversiche-
rung die Betroffenen den Anspruch 
auf die am vormaligen Einkommen be-
messene Lohnersatzleistung ALG I so-
wie jeglichen Statusschutz verlieren. 

Betroffene müssten sich bisher  
dem „strengen Sanktionsregime“ ei-
ner Grundsicherung unterwerfen, und 
durch die „erzwungene Auf nahme ei-
ner unterwertigen, nicht qualifikati-
onsgerechten Beschäftigung“ drohe 
die reale Gefahr eines beruflichen und 
sozialen Abstiegs. Arbeitslosigkeit sei 
jedoch selten ein Problem individu- 
ellen Verhaltens, sondern meist eine 
 Folge ökonomischer oder regionaler 
Verhältnisse und Fehlentwicklungen.

ALG II unabhängige  
Kindergrundsicherung

Gefordert wurde auf dem Debatten-
camp eine weitgehende Abschaffung 
der bisherigen Sanktionspraxis beim 
ALG II. Wenn irgend möglich müsse 
vorrangig und überhaupt ein Absa-
cken vor allem von bis dahin prekär 

Beschäftigen in Hartz IV verhindert 
werden, so unter anderem ver.di-Vor-
standsmitglied Gabriele Gröschl-Bahr. 
Präventiv sollte dies auch durch ein 
neues ALG Q geschehen, also durch 
eine möglichst betriebsnahe Quali-
fizierung aller Arbeitslosen und von 
Arbeitslosigkeit bedrohten und deren  
zusätzliche Finanzierung, flankiert 
durch eine erhebliche Verstärkung 
kommunaler und regionaler Wirt-
schaftsförderung. Neue Möglichkeiten 
für Langzeitarbeitslose in regu läre 
Beschäftigung zu kommen, biete  
zudem der von der Bundesregie- 
rung und vom Bundestag neu be- 
schlos sene und einzuführende soziale 
 Arbeitsmarkt. 

Teilweise Unterstützung fanden 
die Vorschläge auf dem SPD-De bat- 
tencamp durch den langjährigen 
 Caritas-Generalsekretär und Öko-
nomen Georg Cremer. In Zukunft 
müsse insbesondere eine Grundsiche-
rung für Kinder unabhängig vom  
ALG II sichergestellt sein, meint  
Cremer. 

Norbert Fabian, KAB Duisburg

Qualifizieren  
statt sanktionieren
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Proteste gegen die Hartz-IV-Sanktionen vor dem Bundesverfassungsgericht. Foto: dpa
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RECHT

Benedikt  
Kemper

Auskunft erteilt der  
KAB-Rechts sekretär  
Benedikt Kemper,  
Tel. 02 81/1 64 10-14,  
E-Mail: benedikt.kemper@ 
kab- muenster.de oder die  
Deutsche Rentenversicherung  
www.deutsche- 
rentenversicherung.de

Hoffmeier leitet Thomas-Morus-Akademie

BERGISCH GLADBACH. Neue Leiterin der 
 Thomas-Morus-Akademie ist die stellvertreten-
de KAB-Diözesanvor sitzende im Erzbistum 
Köln, Andrea Hoffmeier. Die Einrichtung der 
 katholischen Erwachsenenbildung wird vom 
Kölner Diöze san rat  getragen. Deren Vorsitzen-
der und ehemaliger KAB-Diözesanvorsitzender 

Tim O. Kurzbach sieht in 
der Wahl der Diplom-Pä-
dagogin und ehe  ma ligen 
Bundesgeschäftsführerin der  Katholischen Er-
wachsenenbildung Deutschlands (KEB) eine 
„adäquate Nachbesetzung“ von Wolfgang Isen-
berg, der die Akademie 37 Jahre leitete.  

KAB-Rechtsexperte ans Bundesarbeitsgericht

EICHSTÄTT/ERFURT.  Josef Glatt- Eipert ist seit 
Jahres beginn ehrenamtlicher Richter am Bun-
desarbeitsgericht in Erfurt. Der 58-jährige Dip-
lom-Sozialpädagoge ist bereits seit 2005 beisit-
zender Richter am Kirchlichen Arbeitsgericht in 
Bayern und seit 2013 Mitglied in der bayeri-
schen Regional-KODA, die das Arbeitsvertrags-

recht für die sieben bayerischen Diözesen ge-
staltet. Im Diözesan verband ist er zuständig für 
den Fachbereich Arbeits- und Sozialrecht und 
vertritt die Arbeitnehmer/-innen der KAB. Er 
folgt damit Rudi Großmann, der viele Jahre für 
die KAB am höchsten deutschen Arbeitsgericht 
ehrenamtlich tätig war.

Fockenberg verlässt Vertreterversammlung
BOTTROP. Winfried Fockenberg verlässt die 
Spitze der Vertreterversammlung der Deut-
schen Rentenversicherung Rheinland. Der Jurist 
war Bundestagsabgeordneter und langjähriger 
KAB-Diözesansekretär im Bistum Essen sowie 
Mitglied des KAB-Bundesausschusses.  Den 
Vorsitz in der Vertreterversammlung hatte er 
seit 2011 inne.  Er wird von Dr. Hermann Wohl-

leben abgelöst. Fockenberg, der über 23 Jahre 
seiner Heimatstadt Bottrop als Ratsmitglied 
und eine zeitlang als Bürgermeister diente, ist 
seit 2005 auch Mitglied in der Vertreterver-
sammlung als Vertreter der Versicherten. 

Darüber hinaus ist das KAB-Urgestein auch 
Mitglied der Bundesvertreterversammlung der 
Deutschen Rentenversicherung Bund. 

Andrea  
Hoffmeier

Josef  
Glatt-Eipert

Winfried  
Fockenberg

Seit der Einführung der sogenannten Flexirente können auch 
pflegende Angehörige, die schon in Rente sind, ihre Rente er-

höhen. Seit Juli 2017 kann die Rentnerin/der Rentner auf einen Teil 
der Rente verzichten; beispielsweise auf ein Prozent. Im Gegenzug 
zahlt die Pflegekasse (ab Pflegegrad 2) Beiträge in die Renten-
versicherung ein. Die kleine Einbuße wird dann bei der nächsten 
Anpassung zu einer höheren Rente führen. Der Wechsel erfolgt 
nicht automatisch, sondern muss bei der Rentenversicherung und 
bei der Pflegekasse beantragt werden.

Flexirente für pflegende Angehörige

Wer Was
Wann

Wo
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Glück gehabt!

Den Ausspruch macht jede(r) häufig 
in seinem Leben. Mag er nach einem 

verhinderten Sturz mit dem Roller im Kin-
desalter, mag er nach der Zusage für eine 
Lehrstelle oder einfach am Ende eines er-
füllten Lebens mit einem geliebten Men-
schen sein. Glück gehabt! Der Schriftstel-
ler Arnold Stadtler und der Theologe 
Dr. Michael Albus gehen im Gespräch 
den Fragen nach: Was ist Glück? Was ist der Mensch? Was 
ist Heimat? Wer ist Gott? Als Leser/-in begleitet man die 
 Autoren und beginnt, selbst Fragen nach dem eigenen 
Glück zu stellen. Rennt man in der Jugend dem Glück 
noch nach, so findet man es im Alter in der Erinnerung. Ein 
 leichtes lesbares Buch.

Was ist Glück? – Nachher weiß man es,  
Arnold Stadtler, im Gespräch mit Michael Albus,  
Patmos-Verlag 2018, 19,00 Euro

Gute Argumentationshilfe

W ie geht die Prekarisierung der 
Arbeit mit dem Wandel der Ar-

beitswelt einher. Stefan Dietl gibt in 
dem kleinen Band aus dem Müns-
te raner Unrast-Verlag Einblicke und 
eine gute Übersicht über Widerstän-
de in der Arbeitswelt. Dabei spielt 
zukünftig das sich Organisieren  
der Tage löhner, der Clickworker so-
wie der Zeit- und Wanderarbeiter eine wichtige Rolle,  
um  Niedriglöhne und Ausbeutung zu ver hindern;  
ob durch die Betroffenen selbst oder durch 
 Gewerkschaften. 

Prekäre Arbeitswelten – Von digitalen Tagelöhnern  
bis zur Generation Praktikum,  
Stefan Dietl, Unrast-Verlag Münster, 2018, 7,80 Euro

BUCHTIPPS

LESERBRIEFE
Mehrheit für Anliegen der Beschäftigten
Zu „Schluss mit spätem Ladenschluss“, in Impuls 5/2018

Die Ladenöffnungszeiten im Main-Taunus-Zentrum (MTZ) 
sollen nicht ausgeweitet werden. Die aktuelle Situation 
stellt sich so dar, dass an den Tagen Donnerstag bis Samstag 
die Geschäfte bereits bis 22 Uhr offen sind. Nach Recher-
chen von ver.di ist eine solche Situation in Deutschland ein-
malig und zudem ist der erzielte Umsatz in diesen Abend-
stunden gering. Die Beschäftigten wehrten sich deshalb in 
ihrer Protestaktion im MTZ gegen die schon bestehenden 
langen Öffnungszeiten an den genannten Tagen. Das Anlie-
gen der Beschäftigten ist gerechtfertigt und zu begrüßen, 
da zum Einkaufen bis 20 Uhr genügend Zeit ist.

Rainer Kowalkowski, Frankfurt

Diabolische Allianz
Zu: „KAB steigt aufs Rad …“,  in Impuls 5/2018

Herzlichen Dank für die IMPULS-Zeitung, der Bewegung für 
soziale Gerechtigkeit. Wie ich gelesen habe, steht die KAB 
seit 100 Jahren zu der von Gott gewollten Menschenwürde 
und Gerechtigkeit. So ist die KAB Deutschlands ein Segen 
für Familie – Gesellschaft – Staat, und gerade in der heuti-

gen „Arbeitswelt des Ausgeliefertseins der DIGITALISIE-
RUNG“ kritisch am Puls der Zeit zum Arbeitnehmer in seiner 
Würde als Gottes Geschöpf zur Seite stehen! Betriebe ge-
stalten bereits die Digitalisierung menschenwürdig. „Die Di-
gitalisierung der Wirtschaft ist nicht mehr aufzuhalten“ 
zeigt eine Ohnmacht, der alle leider schon „unbewusst“ un-
terliegen. Aus dieser Umklammerung lässt sie keinen mehr 
heraus! Die Menschenwürde nach Gottes Plan ist schon 
„schleichend“ unterlaufen durch Täuschung und trügerische 
Absichten und zwar hin zu einer absolutistischen Über-
wachung und Unfreiheit des Einzelnen! Alles unter der 
 Dominanz von Internet & Co. Welch eine diabolische Allianz!

Adelheid Schmidt, Voerde

Über Schalke 04 schwafeln
Zu: „Werkvertragsarbeiter erfüllen Produktion“,  
in Impuls 6/2018

Wir können nicht verstehen und auch nicht akzeptieren, 
dass dieses Interview so geführt und veröffentlicht wurde, 
zumindest hätte es eines eindeutigen Kommentars ge-
braucht. Herr Tönnies ist bundesweit bekannt dafür, dass 
sein Geschäftsmodell zu einem großen Teil auf der un-
menschlichen Ausbeutung von Werkvertragsarbeitern, vor 
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113. Jahrgang,  
Hrsg.  
KAB Deutschlands
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allem aus Südost-Europa, beruht. Dies ist von der KAB, be-
sonders im Raum Oldenburg, mehrfach benannt und ange-
klagt worden. Darüber wurde in der „Impuls“ auch mehr-
fach berichtet. Es hätte zumindest eines Hinweises auf diese 
Berichterstattung bedurft. Stattdessen lesen wir, dass der 
Unternehmer Tönnies mit dieser Fragestellung scheinbar 
überhaupt kein Problem hat. Wir erwarten von einer Zeit-
schrift der KAB da deutlich mehr Positionierung und 
 Schärfe, und nicht, dass Herr Tönnies statt einer Auseinan-
dersetzung mit diesem Problem über sein Engagement bei 
Schalke 04 schwafeln kann.

Hermann Hölscheidt  
(für den Diözesanvorstand der KAB Münster)

Kraftwerkschließung bedeutet Arbeitsplatzverluste
zu „Die schmutzigen Kraftwerke sofort abschalten“  
in Impuls 6/2018

Eine Unterscheidung in schmutzige und schmutzigste ist 
unrealistisch. Ebenso gibt es keine Versorgungssicherheit 
mit Elektrizität des Landes ohne Braunkohleverstromung 
zum heutigen Zeitpunkt. Eine solche Meinung unkommen-
tiert stehenzulassen und damit zu tolerieren, ist ein Schlag 
ins Gesicht für alle, die wie ich persönlich seit Jahrzehnten in 
diesem Industriezweig Arbeit und Lohn haben und für die 
Generation meines Sohnes, der weiterhin in der Lausitz ei-
ner gut bezahlten Arbeit nachgehen möchte. Braunkohle-

kraftwerke und die dazugehörigen Kraftwerke sofort zu 
schließen bedeutet sofort tausende direkte und indirekte 
Arbeitsplätze zu vernichten. Dies kann doch nicht das Ziel 
einer katholischen Arbeitnehmerbewegung sein! Als ehe-
maliges Mitglied im KAB-Bundesausschuss würde ich mir 
wünschen, dass sich unsere Bewegung wieder mehr den 
Arbeitnehmerinteressen im Osten und Westen des Landes 
zuwendet. Hartmut Jandow DV Görlitz

Billigfliegen ist unverantwortlich
Zu Werbungsbeilage im Impuls 5/2018

In der Ausgabe 5/2018 war auf der letzten Seite ein Artikel 
über den Nahrungskiller CO2 zu lesen. Ich finde es sehr 
wichtig, dass immer wieder darauf hingewiesen wird, was 
unser Lebensstil für verheerende Folgen hat auf Nahrung, 
Luft und Klimawandel. Ganz und gar nicht verstehen kann 
ich daher, dass in derselben Zeitung eine Beilage mit Wer-
bung für billige Flugreisen eingelegt war. Mittlerweile weiß 
doch jeder, dass Flugzeuge das umweltschädlichste Ver-
kehrsmittel sind. Ich war immer der Meinung, dass die KAB 
darauf bedacht ist, die Umwelt zu schonen, Menschen zu 
unterstützen, gute Lebensbedingungen zu fördern etc. 
Wenn schon Werbung sein muss, bitte ich Sie, nur solche zu 
akzeptieren, die mit den Wertvorstellungen der KAB verein-
bar sind. Für billige Flugreisen zu werben ist in der heutigen 
Zeit verantwortungslos.  Hedwig Bauer

www.kab.de

Immer schnell  
und umfassend  

informiert!
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Sudoku Schwierigkeitsstufe: schwer
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Kreuzworträtsel
Suchen Sie das Lösungswort!

Rätseln und gewinnen!
Schicken Sie das richtige Lösungswort  
mit Ihrer Adresse an die 

Redaktion IMPULS 
Bernhard-Letterhaus-Straße 26  
50670 Köln 

oder 
kab-impuls@ketteler-verlag.de  

und gewinnen Sie eine von drei KAB-Kerzen. 



Gebet für Europa
Vater der Menschheit,
Herr der Geschichte.
Sieh auf diesen Kontinent,
dem du die Philosophen, die Gesetzgeber und die Weisen gesandt hast,
Vorläufer des Glaubens an deinen Sohn,  
der gestorben und wieder auferstanden ist.
Sieh auf diese Völker, denen das Evangelium verkündet wurde,
durch Petrus und durch Paulus,
durch die Propheten, durch die Mönche und die Heiligen.
Sieh auf diese Regionen,
getränkt mit dem Blut der Märtyrer,
berührt durch die Stimme der Reformatoren.
Sieh auf diese Völker, durch vielerlei Bande miteinander verbunden,
und getrennt durch den Hass und den Krieg.
Gib uns, dass wir uns einsetzen
für ein Europa des Geistes,
das nicht nur auf wirtschaftlichen Verträgen gegründet ist,
sondern auch auf menschlichen und ewigen Werten:
Ein Europa, fähig zur Versöhnung,
zwischen den Völkern und Kirchen,
bereit, um den Fremden aufzunehmen,
respektvoll gegenüber jedweder Würde.

Carlo Maria Kardinal Martini SJ (1927 – 2012)


